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Praxistipp 

Schwerbehinderteneigenschaft und Kenntnis des 

Arbeitgebers: Welche Fristen müssen beachtet werden? 

Schwerbehinderten Menschen steht gem. § 168 SGB IX ein Sonderkündi-

gungsschutz zu: Vor Ausspruch der Kündigung muss das Integrationsamt 

zugestimmt haben. Dieser Sonderkündigungsschutz besteht aber nur, wenn 

die Schwerbehinderung behördlich festgestellt ist und der Arbeitgeber von 

der Schwerbehinderung Kenntnis hat, wobei die Kenntniserlangung auch 

erst nach Ausspruch der Kündigung erfolgen kann. Welche Fristen zur 

Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft und der Mitteilung an den 

Arbeitgeber zu beachten sind, soll in dem folgenden Beitrag beleuchtet wer-

den. 

1. Konstellation: Schwerbehinderung des Arbeitnehmers ist noch 

nicht festgestellt, § 173 Abs. 3 Alt. 2 SGB IX 

Diese Ausnahme vom Sonderkündigungsschutz betrifft den Fall, 

dass ein Feststellungsverfahren zum Zeitpunkt des Zugangs der 

Kündigung noch nicht abgeschlossen ist und der schwerbehinderte 

Mensch deshalb seine Schwerbehinderung noch nicht durch einen 

Bescheid nachweisen kann.  

Der besondere Kündigungsschutz greift nur ein, wenn der Arbeit-

nehmer den Antrag auf Anerkennung der Schwerbehinderung min-

destens drei Wochen vor Zugang der Kündigung gestellt hat und das 

Versorgungsamt ohne Verschulden des Arbeitnehmers innerhalb der 

Fristen des § 152 Abs. 1 S. 3 SGB IX keine Feststellungen treffen 

konnte. § 152 Abs. 1 S. 3 SGB IX verweist insoweit auf die Drei-Wo-

chen-Frist des § 14 Abs. 2 S. 2 SGB IX (BAG, 01.03.2007, 

Az. 2 AZR 271/06).  

Diese (durch die zweifache Verweisung komplexe) Regelung dient 

der Missbrauchsbekämpfung und einer angemessenen Risikovertei-

lung (BAG, 02.06.2022, Az. 8 AZR 191/21): Der Arbeitgeber trägt das 

Risiko der zu langsamen Sachbearbeitung und der Arbeitnehmer das 

Risiko der Verzögerung infolge zu später oder unzureichender An-

tragstellung. Es soll verhindert werden, dass der Arbeitnehmer 
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durch in letzter Minute gestellte Feststellungsanträge seine kündi-

gungsrechtliche Situation wegen der Ungewissheit des Ausgangs 

des Feststellungsverfahrens und der unbegrenzt eintretenden Rück-

wirkung verbessern kann.  

Dabei gilt eine wesentliche (Gegen-)Ausnahme: Der Erbringung des 

Nachweises der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch im Wege 

der behördlichen Feststellung bedarf es nicht, wenn die Schwerbe-

hinderung im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung offensichtlich 

ist. Für eine offenkundige Schwerbehinderung muss nicht nur das 

Vorliegen einer oder mehrerer Beeinträchtigungen offenkundig sein, 

sondern auch, dass der Grad der Behinderung in einem Feststel-

lungsverfahren auf wenigstens 50 festgesetzt würde. Eine Schwerbe-

hinderung ist demnach offensichtlich, wenn sie unzweifelhaft für je-

den ersichtlich besteht (BAG, 02.06.2022, Az. 8 AZR 191/21), zum Bei-

spiel wegen Blindheit, Kleinwuchs oder dem Verlust von Gliedma-

ßen.  

Als Konsequenz lässt sich festhalten:  

Geht dem Arbeitnehmer die Kündigung innerhalb von drei Wochen 

nach seiner Antragstellung zu, kann er sich gem. § 173 Abs. 3 Alt. 2 

SGB IX nicht auf den Sonderkündigungsschutz nach § 168 SGB IX 

berufen. § 173 Abs. 3 Alt. 2 SGB IX enthält insoweit eine Vorfrist.  

Ist der Antrag dagegen mindestens drei Wochen vor der Kündigung 

gestellt worden, bleibt nach § 173 Abs. 3 Alt. 2 SGB IX der Sonder-

kündigungsschutz gem. § 168 SGB IX trotz fehlenden Nachweises 

zum Kündigungszeitpunkt selbst dann bestehen, wenn (erst auf Wi-

derspruch oder Klage gegen das Versorgungsamt) die Anerkennung 

als schwerbehinderter Mensch rückwirkend erfolgt – es sei denn, die 

verspätete Feststellung beruht auf einem Verschulden des Arbeit-

nehmers. Im Zweifel muss der Arbeitgeber, der sich auf die Ausnah-

meregelung des § 173 Abs. 3 Alt. 2 SGB IX beruft, nach allgemeinen 

Grundsätzen darlegen und beweisen, dass die Frist des § 152 Abs. 1 

S. 3 SGB IX ohne Bescheid verstrichen ist, weil der behinderte Mensch 

pflichtwidrig nicht mitgewirkt hat. 

2. Konstellation: Schwerbehinderung des Arbeitnehmers ist be-

reits festgestellt, aber Arbeitgeber unbekannt 

Ebenfalls praxiswichtig ist die Konstellation, dass die Schwerbehin-

derung des Arbeitnehmers bereits festgestellt wurde, der Arbeitneh-

mer sie dem Arbeitgeber aber noch nicht mitgeteilt hat.  
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Für diese Mitteilung gilt die Drei-Wochen-Frist des § 4 S. 1 KSchG 

nach Zugang der Kündigung. Ansonsten würden diejenigen, die eine 

anerkannte Schwerbehinderung haben, schlechter stehen als die Ar-

beitnehmer, die „nur“ einen Antrag gestellt haben und bei denen die 

Feststellung einer Schwerbehinderung erst viel später getroffen wird 

(LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 06.07.2010, Az. 1 Sa 403e/09). 

Geschieht dies nicht, kann sich der Arbeitnehmer nicht auf den be-

sonderen Kündigungsschutz berufen.  

Die Frist kann der Arbeitnehmer entweder durch Erhebung einer 

Kündigungsschutzklage, in der er sich auf die Schwerbehinderung 

beruft, oder durch Mitteilung gegenüber dem Arbeitgeber wahren. 

Dieser Drei-Wochen-Zeitraum steht dem Arbeitnehmer voll für die 

Entscheidung zur Verfügung, ob er sich auf eine dem Arbeitgeber 

noch nicht bekannte Schwerbehinderteneigenschaft berufen möchte. 

Daher soll die Absendung der Mitteilung an den Arbeitgeber inner-

halb der Frist genügen (BAG, Urteil vom 22.09.2016, 

Az. 2 AZR 700/15). Es gilt somit keine starre Grenze von drei Wo-

chen, die Postlaufzeit ist dem Arbeitnehmer zugute zu halten. 

Fazit 

Es lässt sich festhalten, dass schwerbehinderte Arbeitnehmer unab-

hängig davon, ob ihre Schwerbehinderteneigenschaft bereits festge-

stellt wurde oder eine Feststellung noch aussteht, eine Drei-Wochen-

Frist im Blick behalten sollten.  

Als Faustformel lässt sich festhalten: Spätestens drei Wochen vor 

Kündigung muss der Antrag beim Versorgungsamt gestellt worden 

sein; spätestens drei Wochen nach Kündigung muss dem Arbeitge-

ber die Schwerbehinderteneigenschaft mitgeteilt werden, um den 

Schutz des § 168 SGB IX zu genießen. 
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